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Sehr geehrte Mandanten,

es gibt Fälle, da wundert man sich, dass sich überhaupt jemand getraut

hat, vor Gericht zu ziehen. So auch bei einer aktuellen Entscheidung

des FG Baden-Württemberg (Az. 11 KO 840/15). Es geht dabei nicht

um eine Steuerangelegenheit, sondern vielmehr um die Erstattung

von Reisekosten eines Anwalts. Der Jurist hatte ein finanzgerichtliches

Verfahren für seinen Mandanten gewonnen. Auf dieser Erfolgswolke

schwebend, klagte er nun im Anschluss, weil seine Reisekosten zum

Gericht nicht komplett erstattet werden sollten.

Wieso nicht, fragen Sie? Naja, der klagende Jurist schwebte nicht nur

auf seiner Erfolgswolke aufgrund des gerichtlichen Obsiegens, sondern

war zur mündlichen Verhandlung auch fliegend angereist. Also mit-

tels eines eigens gecharterten Flugzeugs. Ausweislich der vorgelegten

Unterlagen war er am Flugplatz Essen/Mülheim um 10:54 Uhr gestar-

tet und um 12:40 Uhr in Freiburg gelandet. Zurück ging es am gleichen

Tag auch wieder per Privatflieger. Die Kosten für den Höhenflug betru-

gen mehr als 2.200 Euro. Aber das Beste kommt noch: In dem Verfah-

ren ging es um einen Streitwert von exakt 5.390 Euro!

Wahrlich bodenständig kam das Gericht zu dem Schluss: Die bei

der Nutzung eines Flugzeugs anfallenden höheren Reisekosten stehen

nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zu den Kosten einer

Bahnreise, wenn sie bei einem Verfahren mit einem Streitwert von

deutlich unter 10.000 Euro um mehr als 100% über den (fiktiven) Kos-

ten einer Bahnreise liegen und überdies allein die Flugkosten schon

mehr als 20% des Streitwerts des gerichtlichen Verfahrens betragen.

Zu busy zu sein, bringt also auch nichts. Lieber mal runter kommen.

In diesem Sinne eine entspannte und informative Lektüre

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.6.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 13.6. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juni 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.6.2016.

Elster: Einspruch geht erst mit Erklärungsausdruck zu

Eine Steuererklärung, die über das Internetportal Elster in nicht au-

thentifizierter Form abgegeben wird, geht dem Finanzamt erst dann zu, 

wenn es Kenntnis von der für den Übermittlungsvorgang vergebenen 

Telenummer erhält. Dies ist in der Regel erst dann der Fall, wenn der 

Erklärungsausdruck eingeht. Nicht ausschlaggebend ist der (frühere) 

Zeitpunkt, in dem die Daten in den Machtbereich der Finanzverwaltung 

gelangt sind. Dies stellt das Finanzgericht (FG) Niedersachsen klar.

Das beklagte Finanzamt hatte gegen den Kläger Einkommensteu-

er- und Umsatzsteuerbescheide aufgrund geschätzter Besteuerungs-

grundlagen festgesetzt, weil der Kläger der Aufforderung zur Abgabe 

der Steuererklärungen nicht nachgekommen war. In der Folge gingen 

beim Finanzamt vom Kläger unterschriebene Ausdrucke der Einkom-

mensteuer- und der Umsatzsteuererklärung ein. Es handelte sich dabei 

um so genannte komprimierte Steuererklärungen, die der Kläger mit 

dem von der Finanzverwaltung bereitgestellten Programm „ElsterFor-

mular“ erstellt hatte und die er in nicht authentifizierter Form über 

das Internetportal Elster übermittelte. Das Finanzamt wertete die Ein-

reichung dieser Ausdrucke als Einspruch gegen die Steuerbescheide, 

erachtete diesen jedoch als verspätet, sodass eine Änderung der Steu-

erbescheide zu seinen Gunsten nicht mehr erfolgen könne.

Das FG stimmte darin mit dem Finanzamt überein. Entscheidend sei, 

dass das elektronisch übermittelte Dokument vom Empfänger geöff-

net und gelesen werden kann. Diese Voraussetzung sei bei der Über-

mittlung von Steuererklärungen mit komprimierter Steuererklärung 

erst zu dem Zeitpunkt erfüllt, zu dem das Finanzamt – in der Regel 

durch Eingang des Erklärungsausdrucks – Kenntnis von der für den 

Übermittlungsvorgang vergebenen Telenummern erhält. Denn erst 

hierdurch erhalte es die Möglichkeit, auf die von dem Steuerpflichti-

gen übermittelten Daten zuzugreifen. Die gegenteilige Auffassung des 

Klägers, es reiche für den Zugang aus, dass überhaupt Daten in den 

Machtbereich der Finanzverwaltung gelangt seien, auf die das Finanz-

amt zu einem späteren Zeitpunkt habe zugreifen können, verkennt 

nach Ansicht des FG, dass das Wesen des Zugangs gerade in der Mög-

lichkeit der Kenntnisnahme durch den Empfänger besteht.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 13.03.2014, 4 K 32/12, 

rechtskräftig

Altersentlastungsbetrag: Keine Diskriminierung 
Jüngerer

Der Umstand, dass der Altersentlastungsbetrag erst ab einem Alter 

von 64 Jahren gewährt wird, ist keine unzulässige Ungleichbehandlung 

jüngerer Steuerpflichtiger. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster 

entschieden.

Der 1952 geborene Kläger und die 1966 geborene Klägerin beantrag-

ten beim Finanzamt, im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 

2013 für beide Ehegatten einen Altersentlastungsbetrag zu berück-

sichtigen. Die Anknüpfung an das Alter sei eine nach dem Allgemeinen 

Gleichbehandlungsgesetz (AGG) unzulässige Diskriminierung. Beim 

Finanzamt hatte der Antrag keinen Erfolg.

Das FG Münster wies die hiergegen erhobene Klage ab. Die Kläger 

erfüllten nicht die Altersvoraussetzungen des § 24a Einkommensteu-

ergesetz. Das AGG als einfachgesetzliche Norm sei nicht geeignet, 
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Vorschriften des Einkommensteuergesetzes zu verdrängen. Darüber 

hinaus falle die Regelung zum Altersentlastungsbetrag nicht in den 

Anwendungsbereich des AGG, da es sich nicht um eine Sozialleistung, 

sondern um eine steuerliche Belastungsregelung handele. Der Alters-

entlastungsbetrag verfolge den Zweck, für andere Einkünfte als Leib-

renten und Versorgungsbezüge, die typischerweise im Alter bezogen 

werden und einer begünstigten Versteuerung unterliegen (Ertrags-

anteil beziehungsweise Versorgungsfreibetrag), eine vergleichbare 

Entlastung herbeizuführen. Vor diesem Hintergrund liege auch kein 

Verstoß gegen europarechtliche Diskriminierungsverbote und den 

allgemeinen Gleichheitssatz nach Artikel 3 Absatz 1 Grundgesetz vor.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 24.02.2016, 10 K 1979/15 E

Bundesregierung gegen Streubesitz-Steuer

Die Bundesregierung lehnt die Einführung einer Streubesitz-Steuer ab. 

Der Bundesrat dagegen verlangt eine steuerliche Regelung für Ver-

äußerungsgewinne aus Streubesitz. Diese habe die Bundesregierung 

selbst angekündigt; sie fehle aber jetzt im Entwurf eines Gesetzes zur 

Reform der Investmentbesteuerung (BT-Drs. 18/8045), kritisieren die 

Länder in ihrer Stellungnahme zu dem Entwurf (BT-Drs. 18/8345).

Die Regelung sei notwendig, um die Möglichkeiten zu steuerlichen 

Gestaltungen zu vermeiden, die sich aus der Ungleichbehandlung von 

Dividenden und Veräußerungsgewinnen aus Streubesitz ergäben. Zu-

gleich meint die Länderkammer, dass bei einer Neuregelung die Situa-

tion von „Business Angels“, Gründern und Investoren, die ihre Beteili-

gungen häufig über eine Kapitalgesellschaft hielten, mit in den Blick zu 

nehmen sei. Es müsse eine verfassungsfeste und EU-konforme Rege-

lung gefunden werden, „die sicherstellt, dass für die Bereitstellung von 

Wagniskapital und die Finanzierung junger innovativer Unternehmen 

keine neue Belastung entsteht“.

Die Bundesregierung weist diesen Vorstoß zurück. Sie erinnert an das 

„Eckpunktepapier Wagniskapital“, in dem sie sich verpflichtet habe, bei 

der möglichen Einführung einer Steuerpflicht auf Veräußerungsgewin-

ne als Streubesitz in jedem Fall keine neuen steuerlichen Belastungen 

bei der Finanzierung junger innovativer Unternehmen entstehen zu 

lassen und auch EU-Konformität sicherzustellen. „Auch nach einer in-

tensiven Suche konnte bislang keine befriedigende Lösung gefunden 

werden, die einerseits den europarechtlichen Rahmenbedingungen 

und andererseits den Vorgaben des ‚Eckpunktepapiers Wagniskapital‘ 

gerecht wird.“ Deshalb sei von einer Regelung zur Besteuerung von Ver-

äußerungsgewinnen aus Streubesitzbeteiligungen abgesehen worden.

Deutscher Bundestag, PM vom 10.05.2016

Erbschaftsteuerfestsetzung: Bewertung von Anteilen 
an einem offenen Immobilienfonds

Anteile an einem offenen Immobilienfonds (Anteilscheine) sind im 

Rahmen der Erbschaftsteuerfestsetzung unter bestimmten Voraus-

setzungen mit dem niedrigeren Kurswert und nicht mit dem höheren 

Rücknahmepreis zu bewerten. Das hat das Hessische FG entschieden.

Die Klägerin war Alleinerbin ihrer im Januar 2012 verstorbenen Freun-

din. Bestandteil des Nachlasses waren unter anderem Anteilscheine 

an einem offenen Immobilienfonds. Das Fondsmanagement hatte die 

Rücknahme der Anteilscheine im Mai 2010 für zwei Jahre ausgesetzt 

und den Anlegern später mitgeteilt, dass die fehlende Liquidität des 

Fonds die Kündigung nach § 38 Abs. 1 Investmentgesetz und dessen 

Auflösung zur Folge habe. Bei der Erbschaftsteuerfestsetzung wehrte 

sich die Klägerin dagegen, dass das Finanzamt die Anteilscheine mit 

dem Rücknahmewert angesetzt hatte. Dieser sei – so die Klägerin – 

infolge der Aussetzung der Rücknahme der Anteilscheine nicht mehr 

zu realisieren gewesen. Maßgeblicher Wertansatz müsse vielmehr der 

niedrigere Börsenwert als gemeiner Wert im Sinne des § 9 Abs. 1 Be-

wertungsgesetz sein.

Die Klage hatte Erfolg. Das Hessische Finanzgericht urteilte, dass die 

Anteilscheine entgegen der Ansicht des Finanzamtes nicht mit dem 

Rücknahmepreis nach § 11 Abs. 4 Bewertungsgesetz, sondern mit dem 

zum Bewertungsstichtag im Rahmen des Freiverkehrs festgestellten 

niedrigen Börsenkurs zu bewerten seien. Denn im Streitfall sei die 

Rücknahme der Anteilscheine zum Besteuerungszeitpunkt ausgesetzt 

gewesen. Die fehlende Möglichkeit, die Anteilscheine zum Rücknah-

mepreis zu liquidieren, stelle dabei einen den Preis beeinflussenden 

Umstand im Sinne des § 9 Abs. 2 Satz 2 Bewertungsgesetz dar. Zudem 

sei die Möglichkeit, die Anteile an der Börse zu veräußern, kein gleich-

wertiger Ersatz für die gesetzlich geregelte Möglichkeit, die Anteile zu 

einem vorab festgelegten Rücknahmepreis an die Kapitalanlagegesell-
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schaft zurückzugeben. Es sei demnach im Zuge der Gesetzesauslegung 

im Streitfall sachgerecht, bei der Erbschaftsteuerfestsetzung eine Be-

wertung der im Freiverkehr gehandelten Anteilscheine mit ihrem Kurs 

zum Besteuerungszeitpunkt nach § 11 Abs. 1 Bewertungsgesetz vorzu-

nehmen. Somit sei der zum Besteuerungszeitpunkt unstreitige Börsen-

kurs der Anteilscheine anzusetzen.

Das Hessische FG hat gegen das Urteil vom 17.02.2016 die Revision 

zugelassen, zumal es von einer Entscheidung des FG Münster (Az. 3 

K 1997/14 Erb) zu einem vergleichbaren Sachverhalt abgewichen ist..

FG Hessen, Pressemitteilung vom 07.04.2016 zum Urteil 1 K 1161/15 

vom 17.02.2016 (nrkr – BFH-Az.: II R 11/16)

Zivilprozess wegen Baumängeln: Kosten der  
Hauseigentümer mindern Steuerlast nicht

Kosten eines Zivilprozesses, der gegen den Bauträger eines selbst ge-

nutzten Wohnhauses wegen Baumängeln (hier: Eindringen von Wasser 

in den Keller) geführt wird, sind keine außergewöhnliche Belastung im 

Sinne des § 33 Absatz 1 EStG. Dies zeigt ein aktuelles Urteil des BFH.

Das klagende Ehepaar machte in seiner Einkommensteuererklärung 

rund 10.300 Euro „Rechtsanwaltskosten wegen Bauschaden“ als au-

ßergewöhnliche Belastungen geltend. Das beklagte Finanzamt er-

kannte die Kosten nicht an. Dagegen klagte das Ehepaar ohne Erfolg.

Der BFH betont, Zivilprozesskosten seien nur insoweit abziehbar, 

als der Prozess existenziell wichtige Bereiche oder den Kernbereich 

menschlichen Lebens berührt. Liefe der Steuerpflichtige ohne den 

Rechtsstreit Gefahr, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine 

lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr 

befriedigen zu können, könne er auch bei unsicheren Erfolgsaussichten 

zur Durchsetzung oder Abwehr eines zivilrechtlichen Anspruchs aus 

rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gezwungen sein, einen Zivil-

prozess zu führen, sodass die Prozesskosten zwangsläufig im Sinne von 

§ 33 EStG erwüchsen.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze seien die von den Klägern 

getragenen Rechtsanwalts- und Gerichtskosten nicht als außerge-

wöhnliche Belastungen steuermindernd zu berücksichtigen. Der von 

ihnen verfolgte (vermeintliche) Anspruch auf Rückabwicklung des 

Kauf- und Werkvertrags habe nicht ihren existenziellen Bereich be-

rührt, auch wenn er das zu eigenen Wohnzwecken genutzte Haus der 

Kläger betroffen habe. Der Ausgang des Prozesses sei für die Kläger 

zwar von erheblicher wirtschaftlicher Bedeutung gewesen, nicht aber 

von existenzieller. Die Gefahr, die Existenzgrundlage zu verlieren oder 

die lebensnotwendigen Bedürfnisse nicht mehr befriedigen zu können, 

hätte für die Kläger auch dann nicht bestanden, wenn sie sich nicht 

dazu entschlossen hätten, ihren (vermeintlichen) Anspruch auf Rück-

abwicklung des Kauf- und Werkvertrags gerichtlich zu verfolgen.

Der Erwerb eines Einfamilienhauses berühre nämlich typischerweise 

das Existenzminimum nicht und erscheine deshalb steuerlich als Vor-

gang der normalen Lebensführung. Für die von den Klägern getätigten 

Aufwendungen zur Rückabwicklung eines solchen Erwerbs gelte nichts 

anderes. Auch wenn das elementare private Wohnbedürfnis nicht 

durch das Wohnen in einem eigenen Haus befriedigt werden muss, 

seien Aufwendungen zur Wiederherstellung der Bewohnbarkeit eines 

selbstgenutzten Einfamilienhauses nach Eintritt eines ungewöhnli-

chen Schadensereignisses nach der Rechtsprechung des BFH allerdings 

nicht grundsätzlich von der Anwendung des § 33 EStG ausgeschlossen 

(Urteile vom 06.05.1994, III R 27/92 und vom 09.08.2001 (III R 6/01). 

In diesem Zusammenhang könnten auch Zivilprozesskosten einen 

existenziellen Bereich betreffen.

Im Streitfall sei die wesentliche Ursache, die zur Geltendmachung des 

(vermeintlichen) Anspruchs auf Rückabwicklung des Kauf- und Werk-

vertrags führte, das Eindringen von Wasser in den nicht ausgebauten 

Keller der Doppelhaushälfte aufgrund von Baumängeln gewesen. Das 

Eindringen des Wassers in den Keller der Doppelhaushälfte habe zum ei-

nen aber nicht zur Unbewohnbarkeit des Hauses geführt. Zum anderen 

seien Baumängel nach ständiger Rechtsprechung des BFH keineswegs 

unüblich und nicht mit ungewöhnlichen Schadensereignissen vergleich-

bar (Beschluss vom 11.02.2009, VI B 140/08). Selbst Aufwendungen 

zur Behebung gesundheitsgefährdender Baumängel erlaubten deshalb 

grundsätzlich keine Ermäßigung der Einkommensteuer nach § 33 Absatz 

1 EStG (Beschluss vom 19.06.2006, III B 37/05). Soweit die von der Klä-

gerin aufgewendeten Anwalts- und Gerichtskosten daher dazu gedient 

oder beigetragen haben, die Baumängel an der Doppelhaushälfte der 

Klägerin zu beseitigen, scheide ihre Berücksichtigung nach § 33 Absatz 1 

EStG unter diesem Gesichtspunkt folglich ebenfalls aus.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.01.2016, VI R 19/14
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Erbschaftsteuer: BFH schränkt Berücksichtigung 
von Steuerschulden bei Steuerhinterziehung durch 
Erblasser ein

Bei der Erbschaftsteuer wirken Steuerschulden, die auf einer Steuerhin-

terziehung des Erblassers beruhen, nur dann erwerbsmindernd, soweit 

die hinterzogene Steuer nach dem Erbfall auch tatsächlich festgesetzt 

wird. Mit diesem Urteil gibt der BFH seine frühere Rechtsprechung auf.

Im Streitfall hatte eine Erblasserin Zinsen aus in Luxemburg ange-

legtem Kapitalvermögen nicht versteuert. Nach ihrem Tod deckte 

der Kläger, einer der Erben, die Steuerhinterziehung gegenüber dem 

Finanzamt auf. Dieses setzte die Einkommensteuer nachträglich ge-

gen die Erben als Gesamtrechtsnachfolger fest, legte dabei jedoch 

fälschlicherweise DM- statt Euro-Beträge zugrunde. Dies führte im 

Ergebnis zu einer zu niedrigen Einkommensteuer. Der Kläger mach-

te bei der Erbschaftsteuer nicht die tatsächlich festgesetzte, sondern 

die materiell-rechtlich zutreffende Einkommensteuersteuerschuld als 

Nachlassverbindlichkeit geltend. Das für die Erbschaftsteuer zuständi-

ge Finanzamt erkannte nur die tatsächlich festgesetzte Einkommen-

steuer als Nachlassverbindlichkeit an. Das Finanzgericht (FG) folgte 

der Auffassung des Klägers.

Demgegenüber hob der BFH die Entscheidung des FG auf und wies die 

Klage ab. Nach dem Urteil des BFH mindert sich der steuerpflichtige 

Erwerb des Erben entsprechend dem so genannten Bereicherungsprin-

zip um die vom Erblasser herrührenden Schulden (§ 10 Absatz 5 Nr. 

1 des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes). Dies erfordere 

eine wirtschaftliche Belastung des Erben. Bei Steuerschulden des Erb-

lassers sei diese im Allgemeinen gegeben, da die Finanzbehörden die 

entstandenen Steueransprüche grundsätzlich auch festsetzten. Anders 

sei es aber, wenn wie bei einer Steuerhinterziehung davon auszuge-

hen sei, dass der Steuergläubiger seine Forderung nicht geltend ma-

chen kann. Eine wirtschaftliche Belastung liegt nach dem Urteil des 

BFH jetzt nur noch dann vor, wenn die Finanzbehörde die hinterzogene 

Steuer später auch tatsächlich festsetzt. Mit dem Bereicherungsprin-

zip sei es nicht zu vereinbaren, Steuern, die beim Eintritt des Erbfalls 

aufgrund der Hinterziehung keine wirtschaftliche Belastung waren und 

auch später den Erben mangels Festsetzung nicht belasten, erwerbs-

mindernd zu berücksichtigen.

Demgegenüber ist der BFH früher davon ausgegangen, dass eine wirt-

schaftliche Belastung im Hinterziehungsfall auch gegeben sei, wenn 

der Erbe das zuständige Finanzamt zeitnah über die Steuerangelegen-

heit unterrichtet (Urteil vom 24.03.1999, II R 34/97). Hieran hält der 

BFH nicht mehr fest.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 28.10.2015, II R 46/13

Vom Nießbraucher übernommene Tilgungs- und 
Zinsleistungen mindern den Wert des Nießbrauchs

Bei der Wertermittlung eines Nießbrauchs für Zwecke der Schen-

kungssteuer ist die vom Nießbraucher übernommene Verpflichtung 

zur Zahlung von Tilgungen und Schuldzinsen mindernd zu berücksich-

tigen. Dies stellt das FG Münster klar. Die von ihm zugelassene Revision 

ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen II R 4/16 anhängig.

Der Kläger erhielt von seinen Eltern Grundbesitz übertragen. Als Ge-

genleistung behielten diese sich einen lebenslänglichen Nießbrauch 

an einem der Grundstücke vor, wobei sie aber weiterhin die Tilgungs- 

und Zinsleistungen bezüglich der auf diesem Grundstück lastenden 

Verbindlichkeiten übernahmen. Das Finanzamt zog für Zwecke der 

Festsetzung der Schenkungsteuer vom Wert der Grundstücke den 

Jahreswert des Nießbrauchs ab. Bei der Berechnung des Jahreswerts 

berücksichtigte er die übernommenen Schuldzinsen wertmindernd, 

was zu einer höheren Bemessungsgrundlage für die Schenkungssteuer 

führte. Der Kläger begehrte demgegenüber die Bemessung der Zuwen-

dung nach dem ungeminderten Jahreswert des Nießbrauchs.

Das FG wies die Klage ab. Zu den bei der Ermittlung des steuerpflichti-

gen Erwerbs abzuziehenden Verbindlichkeiten gehöre auch die aus ei-

nem Vorbehaltsnießbrauch erwachsende Belastung des Erwerbers. Die 

Bewertung eines lebenslänglichen Nießbrauchs richte sich nach des-

sen Kapitalwert, der wiederum nach den Nettoerträgen zu bemessen 

sei. Dies bedeute bei Nießbrauchsrechten an Grundstücken, dass von 

den Mieteinnahmen auch die vom Nießbraucher zu zahlenden Zinsen 

abzuziehen seien. Diese Berechnung sei auch für die Ermittlung des 

Werts beim Nießbrauchsberechtigten maßgeblich. Eine unterschied-

liche Ermittlung beim Berechtigten und beim Verpflichteten komme 

nicht in Betracht.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 26.11.2015, 3 K 2711/13 Erb
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Anlegerklagen gegen Griechenland unzulässig

Das OLG Köln hat entschieden, dass im Zusammenhang mit der Um‑

schuldung im Jahr 2012 stehende Anlegerklagen aus griechischen 

Staatsanleihen gegen die Hellenische Republik in Deutschland unzu‑

lässig sind.

Der im Rheinland wohnhafte Kläger hatte im November 2011 und 

Januar 2012 über seine Bank auf dem Sekundärmarkt griechische 

Staatsanleihen im Nennwert von 10.000 Euro gekauft. In den Anleihe‑

bedingungen waren keine Umschuldungsklauseln enthalten. Dennoch 

wurden die Wertpapiere im März 2012 im Rahmen des griechischen 

Schuldenschnitts eingezogen und durch neue Anleihen mit einem 

niedrigeren Nennwert ersetzt. Der Kläger begehrt vom griechischen 

Staat die Rückzahlung des ursprünglichen Nennwerts, hilfsweise Scha‑

densersatz wegen vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung.

Rechtlich wurde der griechische Schuldenschnitt wie folgt vollzogen: 

Durch das griechische Gesetz 4050/2012 vom 23. Februar 2012 wurde 

geregelt, dass Anleihebedingungen nachträglich durch Mehrheitsent‑

scheidungen der Anleihegläubiger geändert und dann durch Beschluss 

des Ministerrates der Republik Griechenland für allgemeinverbindlich 

erklärt werden können. Nach dem Gesetz bewirkt der Ministerratsbe‑

schluss, dass die überstimmte Minderheit der Anleihegläubiger an den 

Mehrheitsbeschluss gebunden ist. Anders als der Kläger stimmten die 

Gläubigerversammlungen dem Angebot mehrheitlich zu, die Anleihen 

gegen andere Anleihen mit einem um 53,5 % verringerten Nennwert 

und mit längerer Laufzeit umzutauschen. Durch Ministerratsbeschluss 

vom 9. März 2012 wurden diese Mehrheitsentscheidungen allgemein‑

verbindlich.

Das Landgericht Köln hatte die Klage unter Hinweis auf den Grundsatz 

der Staatenimmunität als unzulässig abgewiesen. Das Oberlandesge‑

richt Köln hat die Entscheidung im Ergebnis bestätigt und die Berufung 

des Klägers zurückgewiesen.

Zur Begründung führte der Senat im Wesentlichen aus: Soweit der 

Kläger Schadensersatz wegen vorsätzlicher sittenwidriger Schädigung 

begehre, sei bereits die deutsche Gerichtsbarkeit nicht eröffnet. Der 

Klage stehe der völkergewohnheitsrechtlich anerkannte Grundsatz der 

Staatenimmunität entgegen (Anschluss an BGH, Urteil vom 8. März 

2016 ‑ VI ZR 516/14 ‑). Der Sache nach stütze sich die Klage insoweit 

auf die Rechtswidrigkeit des griechischen Gesetzes 4050/2012 vom 

23. Februar 2012 und der damit im Zusammenhang stehenden Um‑

schuldungsmaßnahmen. Der Grundsatz der Staatenimmunität wolle 

aber gerade Entscheidungen eines Staates über die Rechtmäßigkeit 

der hier maßgeblichen hoheitlichen Maßnahmen eines anderen Staa‑

tes verhindern.

Für die Klage auf Zahlung des Nennwerts gelte dies allerdings nicht. 

Diese Frage hat der Bundesgerichtshof bisher offen gelassen. Insoweit 

sei die beklagte Republik nicht in ihrem hoheitlichen Aufgabenbereich 

betroffen, weil die Kapitalaufnahme durch Emission von Staatsanlei‑

hen ein nicht-hoheitliches Handeln darstelle (Anschluss an OLG Ol‑

denburg vom 18.04.2016 – 13 U 43/15). Grundsätzlich könne daher 

ein solcher Anspruch im Wege der Klage verfolgt werden. Allerdings 

seien die deutschen Gerichte international nicht zuständig. Die für den 

Fall noch anwendbare alte Fassung der EuGVVO (Verordnung (EG) 

Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche 

Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entschei‑

dungen in Zivil- und Handelssachen) eröffne für die Klage keinen 

Gerichtsstand in Deutschland. Zwar können nach dieser Verordnung 

Verbraucher regelmäßig in ihrem Heimatland klagen. Dieser soge‑

nannte Verbrauchergerichtsstand nach Art. 15 Abs. 1, 16 Abs. 1 Alt. 2 

EuGVVO a. F. sei aber nicht gegeben, wenn – wie hier – der Anleger 

die Staatsanleihen nicht unmittelbar vom Emittenten, sondern über 

eine dazwischen geschaltete Bank erwerbe. Auch der Gerichtsstand 

am (vertraglichen) Erfüllungsort nach Art. 5 Nr. 1 lit. a) EuGVVO a. F. 

sei nicht eröffnet. Der Erfüllungsort bestimme sich nach griechischem 

Recht und liege nicht in Deutschland, sondern am Sitz der griechischen 

Zentralbank in Athen.

Das Urteil ist nicht rechtskräftig, weil der Senat wegen grundsätzlicher 

Bedeutung der Sache die Revision zum Bundesgerichtshof zugelassen 

hat. 

OLG Köln, Pressemitteilung vom 17.05.2016 zum Urteil 8 U 44/15 vom 

12.05.2016

Allgemeine 
Informationen
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Grundstückserwerb durch Wohnungseigentümer-
gemeinschaft grundsätzlich möglich

Eine Wohnungseigentümergemeinschaft kann grundsätzlich auch 

gegen den Willen einzelner Eigentümer wirksam beschließen, ein be-

nachbartes Grundstück zu erwerben, wenn der Erwerb sich im Rahmen 

einer ordnungsgemäßen Verwaltung hält. Dies hat der Bundesge-

richtshof (BGH) entschieden.

Die Parteien sind Mitglieder einer Wohnungseigentümergemein-

schaft. Auf dem Grundstück der aus 31 Wohneinheiten bestehenden 

Wohnanlage befinden sich nur sechs Pkw-Stellplätze; diese hatte die 

teilende Grundstückseigentümerin in der Teilungserklärung aus dem 

Jahr 1982 den Wohnungen Nr. 26 bis 31 zugeordnet. Den Wohnungen 

Nr. 1 bis 25 hatte sie jeweils einen Pkw-Stellplatz auf dem – damals 

in ihrem Eigentum stehenden – Nachbargrundstück zugeordnet und 

sich durch eine Baulast öffentlich-rechtlich verpflichtet, die Stellplätze 

der Wohnungseigentümergemeinschaft zur Verfügung zu stellen. Seit-

dem werden die Stellplätze durch die Wohnungseigentümer genutzt. 

In der Folgezeit wechselte die Eigentümerin des Nachbargrundstücks. 

Die neue Eigentümerin widersetzte sich einer weiteren unentgeltli-

chen Nutzung des Grundstücks und bot den Abschluss eines Mietver-

trages oder den Kauf des Grundstücks an. Daraufhin beschlossen die 

Wohnungseigentümer mit Stimmenmehrheit den Erwerb des Nach-

bargrundstücks durch die Wohnungseigentümergemeinschaft. Der 

Kaufpreis sollte maximal 75.000 Euro betragen und in Höhe von 15 

Prozent von allen Eigentümern nach Wohneinheiten und zu 85 Prozent 

von den Eigentümern der Wohnungen 1 bis 25 als Nutzer der Stellplät-

ze getragen werden.

Die von einer Wohnungseigentümerin erhobene Anfechtungsklage 

hatte keinen Erfolg. Die Beschlüsse der Wohnungseigentümer über 

den Grundstückserwerb und die Kostenverteilung seien nicht zu be-

anstanden, so der BGH. Den Wohnungseigentümern habe nicht die 

erforderliche Beschlusskompetenz gefehlt. Sie könnten grundsätzlich 

den Erwerb eines Grundstücks durch die Wohnungseigentümerge-

meinschaft als (teils)rechtsfähigen Verband beschließen. Der Erwerb 

des Nachbargrundstücks durch die Wohnungseigentümergemein-

schaft entspreche auch ordnungsmäßiger Verwaltung, da das Grund-

stück für die Wohnungseigentumsanlage von Beginn an eine dienende 

und auf Dauer angelegte Funktion gehabt habe und diese mit dem Er-

werb aufrechterhalten werden solle.

Die benachbarte Fläche habe seit Errichtung der Wohnungseigen-

tumsanlage als Parkplatz und – über die Baulast – zugleich der Erfül-

lung des nach öffentlichem Recht erforderlichen Stellplatznachweises 

gedient. Allerdings gewähre die Baulast den Wohnungseigentümern 

als Begünstigten weder einen Nutzungsanspruch noch verpflichte sie 

die Grundstückseigentümerin, die Nutzung zu dulden. Wenn sich die 

Wohnungseigentümer vor diesem Hintergrund zur Schaffung einer 

klaren Rechtsgrundlage für den Erwerb des Nachbargrundstücks durch 

die Wohnungseigentümergemeinschaft entscheiden, entspreche dies 

ordnungsmäßiger Verwaltung. Auch der gewählte Kostenverteilungs-

schlüssel, der sich an dem Nutzungsvorteil für den jeweiligen Woh-

nungseigentümer orientiert, ist laut BGH nicht zu beanstanden.

Bundesgerichtshof, Urteil vom 18.03.2016, V ZR 75/15

Nachbarrecht: Dass Bäume in Höhe und Breite  
wachsen, sollten Hauskäufer bedenken...

Ein Grundstückseigentümer kann von seinem Nachbarn nicht verlan-

gen, überhängende Äste von nahe an seinem Grundstücksgrenze (aber 

in zulässigem Abstand) stehenden Bäumen bis zu einer Höhe von vier 

Metern zu kürzen, wenn die Kommune eine Beschneidung nur bis zu 

drei Metern Höhe erlaubt hat. 

Das heißt: Höher gelegene Äste, die zum Nachbarn herüberragen, 

muss dieser dulden. Außerdem wurde den klagenden Nachbarn vorge-

halten, dass zu dem Zeitpunkt, als sie das Haus kauften, die Nachbar-

bäume bereits vorhanden waren, „so dass sie wussten, worauf sie sich 

einlassen würden“.

LG Coburg, 12 O 118/15
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Höhere „Mütterrente“ wegen Erziehung eines  
Pflegekindes bei Verpassen des gesetzlichen Stich-
tages ausgeschlossen

Eine Pflegemutter ist mit ihrer Klage auf eine höhere Mütterren-

te wegen Erziehung eines Pflegekindes gescheitert, weil sie das Kind 

erst vom fünften Lebensjahr an bei sich hatte. Das Sozialgericht (SG) 

Heilbronn verwies auf eine Regelung, wonach ein Zuschlag nur dann 

in Betracht kommt, wenn das Kind im zwölften Monat nach Ablauf 

des Monats der Geburt erzogen wird. Die Klägerin werde durch diesen 

Stichtag nicht in verfassungswidriger Weise benachteiligt.

Die heute 68-jährige Klägerin erzog von 1979 an – neben ihren bei-

den zuvor geborenen Töchtern – in ihrem Haushalt ein 1974 geborenes 

Pflegekind. Die Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg er-

kannte für die Erziehung der beiden Töchter neben der bereits gewähr-

ten Kindererziehungszeit von einem Jahr einen Zuschlag auf die derzei-

tige Altersrente der Klägerin an, lehnte es aber ab, die Erziehung des 

Pflegekindes rentenerhöhend zu berücksichtigen. Denn die Klägerin 

habe ihr Pflegekind nicht bereits im zwölften Monat nach Ablauf des 

Monats der Geburt, sondern erst vom fünften Lebensjahr an erzogen. 

Mit ihrer Klage vor dem SG Heilbronn machte die Klägerin geltend, 

die Stichtagsregelung sei willkürlich. Zudem sei sie als (Pflege-)Mutter 

ihrer vor 1992 geborenen Kinder in verfassungswidriger Weise benach-

teiligt, sodass ihr Erziehungszeiten von jeweils drei Jahren – entspre-

chend der Gesetzeslage für nach 1992 geborene Kinder – für sämtliche 

drei Kinder zu gewähren seien.

Die Klage blieb erfolglos. Die Erziehung des Pflegekinds könne schon 

deshalb nicht rentenerhöhend im Rahmen der so genannten Mütter-

rente gewährt werden, weil die Klägerin dieses erst vom fünften Le-

bensjahr an erzogen habe. Dementsprechend habe die Rentenversi-

cherung auch zu Recht im Zuge der gesetzlichen Neuregelung einen 

Zuschlag nur für die Erziehung der beiden Töchter gewährt. Die Kläge-

rin werde auch nicht in verfassungswidriger Weise benachteiligt. Denn 

auch wenn jeder Stichtag unvermeidbar gewisse Härten mit sich brin-

ge, sei es dem Gesetzgeber angesichts seines weiten Gestaltungsspiel-

raums nicht verwehrt, aus haushaltspolitischen Erwägungen sachlich 

vertretbare Stichtagsregelungen einzuführen.

Im Übrigen sei die Anrechnung von Kindererziehungszeiten für vor 

1992 geborene Kinder nunmehr von zwölf auf 24 Monate ausgeweitet 

worden, sodass die Erziehungsleistung von Müttern und Vätern dieser 

Kinder seitdem besser honoriert werde. Schließlich sei die Anknüpfung 

an den zwölften Lebensmonat des Kindes verwaltungspraktikabel und 

dürfte den im Nachhinein nicht immer verlässlich feststellbaren tat-

sächlichen Erziehungsverhältnissen im zweiten Lebensjahr des Kindes 

in den weit überwiegenden Fällen entsprechen.

Sozialgericht Heilbronn, Urteil vom 18.02.2016, S 14 R 4060/14, 

rechtskräftig

Betreuungsanordnung nur nach persönlicher  
Anhörung des Betroffenen

Angesichts der mit einer Betreuung verbundenen tiefen Eingriffe in 

das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist eine persönliche Anhörung des 

Betroffenen durch das Betreuungsgericht grundsätzlich unverzichtbar. 

Dies hat das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden und da-

mit die große Bedeutung der persönlichen richterlichen Anhörung im 

Betreuungsverfahren erneut hervorgehoben. Die Anordnung einer Be-

treuung ohne diese Anhörung verletze nicht nur das Recht auf rechtli-

ches Gehör, sondern auch das allgemeine Persönlichkeitsrecht. 

Nachdem die Beschwerdeführerin im Dezember 2010 unter vorläufige 

Betreuung gestellt worden war, beantragte der Betreuer im Juni 2011 

beim Amtsgericht (AG) eine Verlängerung der Betreuung um sechs 

Monate. Dem kam das AG mit Beschluss vom selben Tag nach, ohne 

die Beschwerdeführerin zuvor anzuhören. Auf erneuten Antrag des Be-

treuers verlängerte es im August 2011 die vorläufige Betreuung bis zum 

31.10.2011, abermals ohne die Beschwerdeführerin vorher anzuhören. 

Mit Ablauf des 31.10.2011 endete die Betreuung durch Zeitablauf. Die 

Beschwerdeführerin beantragte daraufhin beim AG die Feststellung, 

dass der Beschluss über die Verlängerung der Betreuung vom August 

2011 sie in ihren Rechten verletzt habe. Das AG half der Beschwerde 

nicht ab. Das Landgericht (LG) wies die Fortsetzungsfeststellungsbe-

schwerde zurück, nachdem es zuvor die Beschwerdeführerin persön-

lich angehört hatte.
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Das von der Beschwerdeführerin sodann angerufene BVerfG ent-

schied, dass der angegriffene Beschluss des AG über die Verlängerung 

der Betreuung die Beschwerdeführerin in ihrem allgemeinen Persön-

lichkeitsrecht und in ihrem Anspruch auf rechtliches Gehör verletzte. 

Die Anordnung einer Betreuung beeinträchtige das Recht, sich in ei-

genverantwortlicher Gestaltung des eigenen Schicksals frei zu entfal-

ten. Denn sie weise Dritten zumindest eine rechtliche und tatsächliche 

Mitverfügungsgewalt bei Entscheidungen im Leben der Betroffenen zu. 

Ein solcher Eingriff sei nur gerechtfertigt, wenn das Betreuungsgericht 

nach angemessener Aufklärung des Sachverhalts davon ausgehen darf, 

dass die Voraussetzungen für die Einrichtung oder Verlängerung einer 

Betreuung tatsächlich gegeben sind. Zu den zentralen verfassungs-

rechtlichen Anforderungen gehöre daher die Beachtung des Rechts auf 

Gehör, betont das BVerfG. Angesichts der mit einer Betreuung mögli-

cherweise verbundenen tiefen Eingriffe in das allgemeine Persönlich-

keitsrecht sei eine Anhörung in Form einer persönlichen Anhörung im 

Angesicht der Betreffenden grundsätzlich unverzichtbar. Sie dürfe nur 

im Eilfall bei Gefahr im Verzug vorläufig unterbleiben, sei dann aber 

unverzüglich nachzuholen.

Aufgrund der engen Verbindung zwischen dem für das Betreuungs-

verfahren als Recht auf persönliche Anhörung ausgestalteten Gehörs-

recht und dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht liege in der Anord-

nung einer Betreuung ohne diese Anhörung nicht nur eine Verletzung 

des Rechts auf rechtliches Gehör, sondern zugleich eine Verletzung des 

allgemeinen Persönlichkeitsrechts. Durch eine spätere Anhörung kom-

me eine Heilung damit nicht rückwirkend, sondern nur in Hinsicht auf 

die Zukunft in Betracht.

Das AG habe demgegenüber die Beschwerdeführerin zu keinem Zeit-

punkt persönlich angehört. Die angegriffene erneute Verlängerung 

der Betreuung sei vielmehr – wie schon zuvor die Entscheidung über 

die erste Verlängerung – zunächst angeordnet worden, ohne die Be-

schwerdeführerin auch nur in Kenntnis zu setzen. Auch im Weiteren 

habe es an einer persönlichen Anhörung gefehlt. Die Gehörsverletzun-

gen konnten laut BVerfG auch nicht im Zuge des Verfahrens über die 

Fortsetzungsfeststellungsbeschwerde geheilt werden. Das Unterblei-

ben der persönlichen Anhörung mache die Anordnung der Betreuung 

rechtswidrig. Die nachträgliche Anhörung durch das Beschwerdege-

richt könne das Unterbleiben der Anhörung durch das Betreuungsge-

richt nicht rückwirkend heilen.

Der Beschluss des LG, der ein rechtliches Interesse an der Feststellung 

der Gehörsverletzung durch das AG verneint, verletze die Beschwerde-

führerin in ihrem Anspruch auf effektiven Rechtsschutz. Dieser gebiete 

es den Rechtsmittelgerichten, ein von der jeweiligen Prozessordnung 

eröffnetes Rechtsmittel nicht ineffektiv zu machen. Zwar sei es mit 

diesem Gebot vereinbar, den Rechtsschutz davon abhängig zu ma-

chen, dass ein Rechtsschutzinteresse besteht. In Fällen tiefgreifender 

Grundrechtseingriffe könne das Rechtsschutzinteresse jedoch auch 

dann bejaht werden, wenn die direkte Belastung durch Erledigung des 

Hoheitsakts entfallen ist, ohne dass die betroffene Person zuvor effek-

tiven Rechtsschutz erlangen konnte. Der Beschluss vom 03.05.2012, 

in dem das LG ein Fortsetzungsfeststellungsinteresse der Beschwerde-

führerin verneint, verfehle diese Anforderungen.

Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 23.03.2016, 1 BvR 184/13

Lebt das Kind bei der Mama, darf sie die Herausgabe 
des Impfpasses verlangen

Streit von getrennt lebenden Eltern kann zu kuriosen Situationen füh-

ren: Die Mutter eines Kleinkindes wollte unter anderem eine Impfung 

auffrischen lassen (so ihre Aussage) und benötigte dafür den Impfpass. 

Der war beim Papa, der dem Wunsch aber nicht folgen wollte, da er 

der Meinung war, seine (Noch-)Ehefrau wolle gar nicht zum Impfarzt, 

sondern benötige den Pass wegen der für das gemeinsame Kind „un-

rechtmäßig vorgenommenen“ Schulanmeldung. 

Das Oberlandesgericht Nürnberg ging auf diese Begründung nicht ein 

und verurteilte den Vater zur Herausgabe der Unterlagen. Die Mutter 

habe ein Recht darauf – unabhängig davon, ob sie die persönlichen Un-

terlagen des Kindes dringend benötige. 

OLG Nürnberg, 11 UF 114/15


